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Änderungsantrag 
 
der Fraktion DIE LINKE 
 

Allen Jugendlichen einen Ausbildungsplatz!  
 

Drucksache 17/ 1516 

Der Landtag wolle beschließen: 

 
Das Bündnis für Ausbildung in Schleswig-Holstein hat nicht dazu geführt, dass in 
Schleswig-Holstein alle Jugendlichen einen Ausbildungsplatz erhalten haben. Daher 
fordert der Landtag die Landesregierung auf folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
 
- einen Gesetzentwurf zu erarbeiten, der das Recht auf Ausbildung in der Landesver-   
fassung festschreibt.  
 
- im Bundesrat eine Initiative für eine Ausbildungsplatzumlage zu starten, damit allen 
Schulabgänger/innen und allen Altbewerber/innen der direkte Übergang in eine Be-
rufsausbildung ermöglicht wird und die Einführung einer Ausbildungsplatzumlage auf 
Landesebene zu prüfen. 
 
-  die Quantität und Qualität von Ausbildungsmöglichkeiten mit dem Ziel zu erhöhen, 
dass alle Jugendlichen einen Ausbildungsplatz ihrer Wahl  erhalten. Zudem muss 
eine Ausbildungsvergütung gezahlt werden, die zum leben reicht. 
   
- die bisherigen Anstrengungen mit der flexiblen Übergangsphase intensivieren  
und weitere geeignete Programme entwickeln, damit kein Jugendlicher die Schule  
ohne Abschluss verlässt  
 
- überbetriebliche Ausbildungen und Ausbildungsverbünde als Möglichkeiten für  
kleine Betriebe weiter ausbauen 
 
- das Ausbildungsangebot der beruflichen Schulen im vollzeitschulischen Bereich  
als Ergänzung zum Dualen System weiter erhöhen. Dabei muss die Qualität und  
Unterrichtsversorgung an den Beruflichen Schulen sichergestellt werden, indem  
"QuereinsteigerInnen" der Weg in den Schuldienst an den beruflichen Schulen er-
möglicht wird  
 
- Teilzeitausbildungen, die vor allem Alleinerziehenden einen Ausbildungsab- 
schluss ermöglichen, weiter fördern   
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- eine integrierte Ausbildungsstatistik zu führen, die alle Ausbildungsstellen und Be-
werberInnen umfasst. Nicht nur die bei der BA gemeldeten. 
 
- eine Ombudsstelle für Auszubildende einzurichten. 
 
Björn Thoroe 
und Fraktion 


